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GV 2018 – 2021 / 44 

Beantwortung einer Anfrage 

Beat Krättli (SVP), Kasernenareal-Entwicklung 

 

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 13. August 2018 hat Einwohnerrat Beat Krättli eine Anfrage betreffend Kasernenareal-
Entwicklung eingereicht. 
 
Die Anfrage kann wie folgt beantwortet werden: 
 
Die Stadt Aarau, der Kanton Aargau und der Bund verfolgen gemeinsam die zukunftswei-
sende Entwicklung des zentral gelegenen Kasernenareals Aarau, welche dem einmaligen 
Potenzial und der ausgezeichneten zentralen Lage gerecht wird. Das Kasernenareal liegt 
im Stadtzentrum eingebettet zwischen Bahnhofsgebiet, Altstadt und Zentrumsquartier 
Igelweid und umfasst eine Fläche von insgesamt 4.7 ha, wovon der Kanton einen Anteil 
von 3.2 ha besitzt. Weitere Grundeigentümer sind der Bund (0.7 ha), verschiedene Private 
(0.6 ha) und die Stadt (0.2 ha). Die militärische Nutzung basiert auf dem Waffenplatzver-
trag (Mietvertrag) mit Armasuisse Immobilien und betrifft das Areal im Eigentum des Bun-
des sowie das Gros des Areals im Eigentum des Kantons. 
 
Frage 1: Gedenkt der Stadtrat, die klare Ansage der VBS hinsichtlich des Kasernenareals 
weiter zu ignorieren? 
 
Stadt, Kanton und Bund planen die künftige Nutzung des Kasernenareals gemeinsam. Die 
Planungen beruhen auf dem Stationierungskonzept vom 30. September 2016 und dem 
Waffenplatzvertrag. In dem durch Stadtrat und Regierungsrat unterzeichneten «Letter of 
Intent zur Arealentwicklung Kaserne Aarau» vom 24.06.2015 ist festgehalten, dass der 
Waffenplatzvertrag mit einer Laufzeit bis Ende 2030 gewährleistet wird. Eine Verlängerung 
des Waffenplatzvertrags steht für den Regierungsrat nicht im Vordergrund. 
 
Frage 2: Muss sich der (damalige) Stadtrat den Vorwurf gefallen lassen, ein Grossprojekt 
vorangetrieben zu haben, ohne dabei die entsprechenden Abklärungen (Option Mietver-
längerung durch VBS) bei Kanton und Bund getroffen zu haben. 
 
Die Projektorganisation besteht aus verschiedenen Mitgliedern aus Stadt, Kanton 
(DGS/Abteilung Militär und Bevölkerungsschutz, DFR/Immobilien Aargau, BVU/Abteilung 
Raumentwicklung) und Bund (VBS, armasuisse). Entsprechende Informationen zu den mög-
lichen Absichten werden in regelmässigen Sitzungen in der Projektorganisation diskutiert 
und laufend Abklärungen getroffen. Die Stadt ist vom Kanton über die Nutzungsrechte des 
VBS informiert worden. Eine frühzeitige Planung ist für eine nachhaltige Arealentwicklung 
erforderlich. 
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Frage 3: Ist der Stadtrat gewillt, von weiteren Projektierungsausgaben abzusehen, bis die 
Zukunft des Kasernenareals rechtsverbindlich geregelt ist? 
 
Bei verschiedenen vergleichbaren Arealen in der Schweiz hat sich gezeigt, dass die Pla-
nungsprozesse sehr anspruchsvoll und aufwändig sind und mehrere Jahre bzw. Jahrzehnte 
dauern. Aus diesem Grund rechtfertigt sich ein frühzeitiger Start der Planungsarbeiten. 
Dadurch ist es möglich, eine sorgfältige Planung durchzuführen, die es unter anderem 
erlaubt, die Bedürfnisse der Beteiligten abzuholen und im Prozess einzubringen. Ein Un-
terbruch der laufenden Planung ist nicht opportun, weil er mit den Risiken verbunden wä-
re, dass die Planungskosten letztlich höher wären und aufgrund der Planungsunsicherheit 
Flächen über Jahre ungenutzt brach liegen könnten. 
 
Frage 4: In wie weit kollidiert die bisherige Planung (Entwicklung Kasernenareal) mit den 
Absichten des Bundes (VBS)? 
 
Ziel der bisherigen Planung ist es, mit dem Ergebnis aufzuzeigen, wie auf der Zeitachse 
flexibel auf unterschiedliche Szenarien und zukünftige Bedürfnisse reagiert werden kann. 
Das VBS als Teileigentümer des Kasernenareals ist am Planungsprozess beteiligt. 
 
Frage 5: Wieviel Geld vom bewilligten Verpflichtungskredit wurde bis heute im Zusam-
menhang mit dem Kasernenareal ausgegeben und wofür wurde diese Mittel bis jetzt ein-
gesetzt? 
 
Bis zum heutigen Zeitpunkt wurden von dem bewilligten städtischen Verpflichtungskredit 
von insgesamt 400'000 Franken (entspricht dem 50% Anteil der Stadt am Gesamtkredit)  
rund 225'000 Franken ausgegeben. 
 
Mit den Mitteln wurden der Letter of Intent, die Grundlagenbereitstellung, das Leitbild der 
Arealentwicklung und die städtebauliche Testplanung finanziert. 
 
 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Stadtrats 

 

Dr. Hanspeter Hilfiker Stefan Berner 

Stadtpräsident Vize-Stadtschreiber 
 
 
 
Die Beantwortung dieser Anfrage verursachte Kosten von 375 Franken. 


